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schaftlichen Nachwuchses die Durchführung von For- ehinper BED aus Mitteln Dritter, sofern diese nicht die Aufgabenerfüllung der Universität beeinträchtigen. Dabei sind 
vorrangig Vorhaben zu berücksichtigen, die aus öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln gemeinnütziger Einrichtungen und 
Sti finanziert werden. 

(5) Alle in der Forschung tätigen Hochschulmitglieder sind im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben unter Berücksichti- gung der jeweiligen Vorhaben in angemessenem en 
en für Forschungsaufgaben zur Verfügung stehenden Mit- teln zu beteiligen. 

$13 

Folgenverantwortung der Forschung 
Alle an Forschung und Lehre beteiligten Mitglieder und 

igen der Universität haben die Folgen wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse zu bedenken. Werden ihnen Ergebnisse der Forschung, vor allem an der Universität oder in ihrem Fachge- 
biet, bekannt, die bei verantwortungsloser Verwendung er- 
hebliche Gefahren für die Gesundheit, das Leben oder das friedliche Zusammenleben der Menschen herbeiführen kön- nen, sollen sie eine > Kommission des Senats unter- 
richten, deren een erfahren und Zusammense 
im einzelnen der Senat mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder beschließt. 

514 

Informationsverpflichtung 

(1) Die Universität unterrichtet die Öffentlichkeit über ihre 
Forsch; it und deren Finanzierung sowie nach Maß- 
gabe von$ 10 NHG über Lehre und Studium. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident erstellt regelmäß 
einen umfassenden Forschungsbericht; die Fachbereiche stel- 
len zu diesem Zweck unter Mitwirkung der wissenschaftli- 
chen Einricht n und des wissenschaftlichen Personals die 
Forschungstätigkeiten in ihren Fachgebieten dar. Entspre- 
chendes gilt für die Forschungstätigkeit mit kooperierenden 
Einrichtungen. 

Dritter Abschnitt 

Organisation und Verfahren 

1. Grundsätzliches 

$15 
Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen 

E Die Mitglieder der Universität sind berechtigt und ver- 

ee 
(2) Die Mitglieder der Universität sind zur Mitwirkung in 

der Selbstverwaltung berechtigt und verpflichtet. Die Über- 
nahme einer Funktion kann nur abgelehnt werden, wenn ein wichtiger Grund dafür vorliegt. Lehr- und ent 
ten können in der Regel nicht als Grund für eine Ablehn; 
herange: werden. Den Mitgliedern der Universität d; 
aus ihrer ati eit in der Selbstverwalt kein Vor- oder 
Nachteil entstehen. Bei der Aufstellung von heat: so 
für Kollegialorgane, Kommissionen und Ausschüsse sollen 
Frauen und Männer paritätisch berücksichtigt werden. 

(3) Die MERmOR und Angehörigen der Universität sind an 
der Entschei in ihren legenheiten nach Maßgabe der 
Brenn und tarifve: ichen Möglichkeiten zu betei- 

ji Die Universität bietet für die Weiterbildung ihres Perso- 
s insbesondere im technischen und Mekmeitengadienst 

eigene Veranstaltungen an. Es hat darüber hinaus die Mög- 
lichkeit, für seine Weiterbildung auch Lehrveranstaltungen 
der Universität zu besuchen. 

(5) Mitglieder und Angehörige der Universität haben das 
t, sich in der Universität zu versammeln, Vereinigungen 

zu bilden, Veranstaltungen durchzuführen und sich an die 
Universitätsöffentlichkeit zu wenden. Wegen der Mitglied- 

aft und Mitarbeit in solchen Vene dürfen Mitglie- 
dern und Angehörigen der Universität keine Vor- und Nach- 
teile entstehen. 

816 

Studentenschaft 

Die Studentinnen und Studenten der Universität bilden die 
e Studentenschaft. Sie ist eine rechtsfähige T' ilkörperschaft der 

Universität mit dem Recht der Selbstverwaltung. 

tet, an der Erfüllung der Aufgaben der Universität mitzu- _ 

  

$17 
Amtszeit der Mitglieder von Kollegialorganen, Kommissionen 

und Ausschüssen 
(1) Die Amtszeit der Mitglieder von Kollegialorganen, stän- 

digen Kommissionen und ständigen Ausschüssen beträgt 
zwei Jahre, die Amtszeit der Vertret der Studentinnen 

Ka Studenten ein Jahr. Sie beginnt jeweils am 1. April eines 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der übrigen Kommissionen und Ausschüsse beginnt mit ihrer Wahl und endet mit der 
Erled ihres Auftrages, spätestens mit dem Ende der 
Amtszeit der Mitglieder der sie entsendenden m in dem 
entsprechenden Kollegialorgan, soweit das NHG keine abwei- 
chende Regelung vorsieht. 

$18 
Bekanntmachung und Veröffentlichung 

(1) Entscheidungen und Beschlüsse der Organe und Gremi- 
en, die von allgemeiner Bedeutung für die Mitglieder und Angehörigen der Universität sind, werden in geeigneter Weise innerhalb der Universität öffentlich bekanntgemacht und zu- 

ich gehalten. 
(2) Entscheidungen und Beschlüsse von besonderer Bedeu- 

tung für die Universität und ihre Mitglieder sowie Satzungen 
und Ordnungen der Universität werden in den Amtlic en 

Mötteihungen der Universität veröffentlicht. 

519 © 
Verschwiegenheitspflicht 

Mitglieder von Gremien sowie Teilnehmerinnen und Teil- nehmer an nichtöffentlichen Sitzungen von Gremien sind von der Sitzungsleiterin oder dem Sitzungsleiter darauf hinzu- weisen, daß sie unbeschadet der beamten- und tarifrechtli- chen Bestimmungen zur Verschwiegenheit über die Beratung und Beschlußf: zur vertraulichen Behandlung von Bera- tungsunterlagen verpflichtet sind, 
1. wenn dies durch Rechtsvorschrift bestimmt ist, 
2 Br es sich um persönliche Angelegenheiten handelt ler 
3. wenn Verschwiegenheit oder vertrauliche Behandlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen besonders beschlossen worden ist. 

Sofern Rechtsvorschriften und Persönlichkeitsschutz der Betroffenen dem nicht entgegenstehen, gilt Satz 1 nicht, wenn die Beratung und die Beschlußfassung abgeschlossen sind oder wenn eine Angelegenheit von grundsätzlicher Be- deutung bereits öffentlich be t ist; unzulässig sind jedoch in jedem Falle Informationen über den Gang der Beratungen und über einzelne Beiträge von Gremienmitgliedern. 

$20 

Beschlüsse im Umlaufverfahren 
Beschlüsse in eilbedürftigen An, elegenheiten können m] Wege des Umlaufverfahrens Brröhen werden, sofern nicht mindestens zwei Mitglieder des Gremiums widersprechen. Die Mindestumlaufzeit beträgt zwei Wochen. Ein Beschluß kommt hiernach zustande, wenn die Mehrheit der Mitglieder zustimmt. 

$21 
Vorbereitung von Personalentscheidungen 

(1) Zu besetzende Stellen der Universität werden in der Bey öffentlich ausgeschrieben und sind in der Universität bekanntzumachen. In begründeten Fällen bedarf es nur einer hochschulöffentlichen Ausschreibung. Dies bedarf der Zu- stimmung der Frauenbeauftragten. 
(2) Die Entscheidung für die Einstellung einer neuen Mitar- beiterin oder eines neuen Mitarbeiters soll grundsätzlich durch die Beratung einer Besetzun kommission vorbereitet werden, der Vertreterinnen und Vertreiet der betroffenen Gruppen angehören. 
(3) Bei Besetzungen von Stellen der Universität sollen in allen Organisationseinheiten, Gruppen und Laufbahnen Be- werberinnen bei sg Qualifikation solange bevor- zugt Enpenellt werden, bis ihr Anteil die Hälfte der Stellen beträgt. Zur Erreichung dieses Zieles sollen die Organisations- einheiten Stellen vorschlagen, die der Besetzung mit einer Frau ge iu werden. In die Ausschreibung ist ein entspre- chender Hinweis aufzunehmen. Die Sätze 1 und 2 sind auch bei Beförderungen und Höhergruppierungen entsprechend anzuwenden. 

(4) Kommissionen, die Personalentscheidungen vorzuberei- ten haben, sollen mindestens zwei stimmberechtigte Frauen 

  

16. Jahrg. Amtliche Mitteilungen 

  

Seite 92 
  

angehören; bei Berufungskommissionen soll mindestens eine 
Frau die Rechtstellung einer Professorin haben. 

(5) Die zuständige Frauenbeauftragte ist bei bevorstehenden 
Personalmaßnahmen (Ausschreibungen, Einstellungen, Beför- 
derungen etc.) rechtzeitig und umfassend zu informieren und 
zu beteiligen. Sie erarbeitet hierzu Due und nimmt 
Stellung gegenüber den zuständigen Stellen der Universität. 
Sie hat das Recht, Bewerbungsunterlagen und Akten einzuse- 
hen und an den Sitzungen der zuständigen Gremien beratend teilzunehmen. Bei Entscheidungen, die mit ihrer Be als 
Frauenbeauftragte unmittelbar zusammenhängen und die ge- 
gen ihre Stell getroffen wurden, hat sie ein Wider- 
spruchsrecht ($ 98 Abs. 5 NHG). 

Il. Zentrale Organe und Zentrale Einrichtungen 

822 

Zentrale Organe 
Zentrale Organe der Universität sind 

1. das Konzil, 
-2. der Senat, 
3. die Präsidentin, der Präsident oder das Präsidium, 
4. die Kanzlerin oder der Kanzler, 
5. die Wahlorgane (Wahlausschuß und Kanzlerin oder Kanz- 

ler als W iterin oder Wahlleiter). 

823 

Konzil 
(1) Aufgaben des Konzils sind insbesondere: 

1. Erlaß und Änderung der Grundordnung, _ 
2. Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten und der Vize- 

präsidentinnen oder Vizepräsidenten, 
3. Entgegennahme und Beratung des Rechenschaftsberichtes 

der Präsidentin oder des Präsidenten, 
4. Syelinogsabins zu hochschulpolitischen Grundsatzfragen, Degen: ter Universitätsentwicklung und der Hochsch form. 

(2) Das Konzil wählt aus der Mitte seiner ar für die 
ame Wahlperiode einen Sitzungsvorstand, dem je ein itglied der im Konzil vertretenen Gru pen angehört. Dem Sltzungsvorstand dürfen keine Mitglieder des Senats ange- ‚ören. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident unterrichtet den 
Sitzungsvorstand umfassend und laufend in allen Angelegen- heiten, die zu den Aufgaben des Konzils gehören. 

(4) Das Konzil tagt öffentlich mindestens einmal im Seme- ster. Die Sitzung zur Wahl der Präsidentin oder des Präsiden- ten findet während der Veranstaltungszeit statt. Das Nähere 
regelt die Geschäftsordnung. 

524 

Senat 
Der Senat entscheidet in den durch Gesetz festgelegten Aufgaben und in den über einen Fachbereich hinausgehen- den Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Neben dem Konzil kann der Senat zu hochschulpolitischen Grund- satzfragen und Fragen der Hochschulreform Stellung nehmen. 

$25 

Einrichtung eines Präsidiums 
(1) Die Universität wird durch ein Präsidium geleitet. Es beachtet die Beschlüsse anderer Organe, soweit sie in ihrer 

Zuständigkeit liegen. 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Präsidium, vertritt es unter Beachtung der Beschlüsse und repräsentiert es. Das Präsidium beschließt über die Geschäfts- 

verteilung seiner Mitglieder. Die Mitglieder des Präsidiums 
nehmen ihre Aufgaben selbständig wahr und sind ve, flich- 
tet, sich wechselseitig über alle wesentlichen Angelegenheiten 

Iungen ar io Aufgaben und Bafac5 20 re die en ül ie Aufgaben un: i ler erin oder 
De bleiben unberührt. 
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Präsidentin oder Präsident und 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten 

(1) Der Präsidentin oder dem Präsidenten obliegt die Vertre- 
tung der Universität. Die Präsidentin oder der Präsident ist für 
die durch Gesetz ü 

Sie oder er unterrichtet die Organe, Gremien und a eat 
onseinheiten sowie die Mitglieder und Angehörigen der Uni- 
versität und bemüht sich um ihr Zusammenwirken. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident legt die Richtlinien 
fest und regelt die Vertretung. Vor der Wahl der Vizepräsiden- 
tinnen und Vizepräsidenten teilt die Präsidentin oder der 
Präsident dem Senat die vorgesehene Aufgabenverteilung bei 
der Wahrnehmung der Ämter der Vizepräsidentinnen oder 
Vizepräsidenten mit. $ 25 Absatz 2 bleibt hiervon unberührt. 

(3) Es werden zwei Ämter für Vizepräsidentinnen oder 
Vizepräsidenten eingerichtet. Mindestens ein Amt soll mit 
einer Frau besetzt werden. Für die Wahl der Vizepräsidentin- 
nen oder Vizepräsidenten sollen für beide Ämter mindestens 
zwei Kandidatinnen oder Kandidaten benannt werden. Ge- 
schieht dies nicht, muß die Präsidentin oder der Präsident 
dies gegenüber dem Konzil ausführlich begründen. 

827 
ion für Leh bildung 

(1) Zur Koordination und Durchführung der Aufgaben der 
Universität in der Lehrerausbildung we eine Gemeinsame 
Kommission für Lehrerausbildung aus den an der Lehreraus- 
bildung beteiligten Fachbereichen gebildet. 

2) Be reale Kommission für Lehrerausbildung 
ießt ül 

G i Kc 

1. die Koordination der Studienpläne für die Lehrerausbil- 
dung, Lehrerweiterbildung je Lehrerfortbildung, 

2. die Studienordnungen für die Lehramtsstudiengänge auf 
Vorschlag der Fachbereiche, 

3. die Einführung, Änderung und Aufhebung von Lehramts- 
studiengängen, 

4. die ah aHloh der schulpraktischen Studien und ihre 
Eingliederung in Lehramtsstudiengänge, 

5. die Studienberatung im Bereich der Lehrerausbildung. 
Beschlüsse der Gemeinsamen Kommission für Lehrerausbil- dung sind dem Senat, den betroffenen Fachbereichen und der Präsidentin oder dem Präsidenten unverzüglich mitzuteilen. 
Der Senat und die betroffenen Fachbereiche haben das Recht, den Beschlüssen der Gemeinsamen Kommission für Lehrer. 
ausbildung innerhalb einer Frist von sechs Wochen unter 

egung ihrer Gründe zu widersprechen. Das Widerspruchs- 
recht des Senats beschränkt sich auf Beschlüsse, die ele- ren seiner Zuständigkeit betreffen. Der Widerspruch 

t aufschiebende Wirkung. Kommt innerhalb eines weiteren Monats keine Eini, zwischen der Gemeinsamen Kommis- 
sion für Lehrerausbildung und dem Senat oder den widerspre- 
chenden Fachbereichen zustande, so entscheidet der Senat. 

(3) Die Gemeinsame Kommission für Lehrerausbildung 
koordiniert das Studienangebot für die Lehrerausbildung. Sie 
nimmt zu Berufun, svorschlägen Stellung, sofern die künftige Stelleninhaberin oder der künftige Stelleninhaber an der Leh- rerausbildung mitwirken soll. Sie regelt die Zusammenarbeit 
mit den Institutionen der zweiten Phase der Lehrerausbildung 
und denen der Lehrerfortbildung. Vor Beschlüssen über die Errichtung, Änderung und Au ebung von Fachbereichen, 
Gemeinsamen Kommissionen, wissenschaftlichen Einrich- 
tungen und Betriebseinheiten hört der Senat die Gemeinsame Kommission für Lehrerausbildung an, sofern die Lehrerausbil- 
dung betroffen ist. 

(a Die Gemeinsame Kommission für Lehrerausbildung wählt für zwei Jahre aus dem Kreis der ihr angehörenden 
Mitglieder der Professorengruppe eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, die oder der entsprechend der Inanspruchnah- 
me durch diese Tätigkeit von ihren oder seinen Dienst flich- ten als Professorin oder Professor zu entlasten ist. Die oder der Vorsitzende führt den Vorsitz in der Gemeinsamen Kommis- sion für Lehrerausbildung, bereitet ihre Beschlüsse vor und führt sie aus. Sie oder er wird durch ihre oder seine Amtsvor- gängerinnen oder Amtsvorgänger, soweit sie der Gemeinsa- men Kommission für Lehrerausbildung angehören, in rück- 
laufender Reihenfolge vertreten.
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828 

Kanzlerin oder Kanzler 

(1) Die Kanzlerin oder der Kanzler unterstützt die Hoch- 
schulleii bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und führt 
die Geschäfte der laufenden Verwalt . Sie oder er ist dabei 
an Richtlinien und im Einzelfall getroffene Entscheidungen 
der Hochschulleitung gebunden. Die Kanzlerin oder der Kanz- 
ler ist die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der 
Präsidentin oder des Präsidenten in Rechts- und Verwaltungs- 
angelegenheiten und berät insbesondere in diesen Angelegen- 
heiten die Gremien. Sie oder er kann an den anipgen ler art a Kederzeit zum er Barn 

un 

tung Stellung nehmen. 

(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler ist Beauftragte oder 
Beauftragter für den Haushalt. 

a 20 
Frauenversammlung 

(1) Die Frauenversammlung wird von allen Hochschulfrau- 
en min: ran Sie wird von der oder den Frauenbeauftragten der 
Universität mindestens einmal im Jahr einberufen. Sie nimmt 
me Aufgaben wahr, sie unterbreitet dem Senat 
Wahlvorschläge für die zentralen Frauenbeauftragten oder die 

zentrale eisen ri sowie für die Kommission für 
Frauenförderung und Gleichberechtij . Die Frauenver- 
ra sich eine Geschäftsordnung und kann Aus- 

schüsse bilden. Es besteht die Möglichkeit, eine nach Status- 
gruppen getrennte Frauen; ung einzuberufen. 

(2) In den Fachbereichen, in den Zentralen Einrichtungen, 
im ICBM, in der Zentralverwaltung werden weitere Frauen- 
versammlun) durchgeführt. Die Frauenversammlungen 
wählen die Frauenbea: en ihres Bereiches, die danach 
vom Fachbereichsrat, im Falle der Zentralen Einrichtungen 
und der Zentralverwaltung vom Senat bestellt werden. 

$30 
Frauenbeauftragte 

(1) Die taten haben die Belange der Hoch- 
schulfrauen in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen 
und die Verwirklichung der Ziele und Aufgaben gemäß ihres 

tzlichen A; zu fördern. Sie wirken insbesondere bei 
er Entwicklungsplanung der Universität sowie bei den Struk- 

tur- und Per l heidungen, bei der Durchsetzung, Wei- 
terentwicklung und Evaluierung von Antidiskriminierungs- 
richtlinien und der Beratung der Hochschulfrauen mit. Sie 

erarbeiten en und nehmen Stellung zu Fragen ihres 
Aufgabenbereichs. Sie fördern die Einbeziehung frauenrelevan- 
ter Arbeitsansätze in die wissenschaftliche Arbeit der Hoch- 
schulen. 

(2) Die Frauenbeauftragten sind in allen Angelegenheiten, 
die für die Eapeitieeun er für Frauen an der Universität 
bestehenden Benachteili n von Bedeutung sind, insbe- 
sondere bei bevorstehenden nalmaßnahmen, unverzüg- 
lich zu unterrichten und zu beteiligen. 

(3) Ist die Entscheidung eines Hochschulorgans im Aufga- 
benbereich der Frauenbeauftragten getroffen worden, so kann 
diese innerhalb von zwei Wochen, in der vorl frei 
Zeit innerhalb von vier Wochen, eine erneute Entscheidung 
verlangen (Widerspruch). Der Widerspruch ist schriftlich zu 
begründen. Die erneute Entscheidung darf frühestens eine 
‚Woche nach Einlegung des Widerspruchs und erst nach 
einem besonderen Einigungsversuch erfolgen. In derselben 
Angelegenheit ist der Widerspruch nur einmal zulässig. Eine 
Entscheidung, die den Aufgabenbereich der Frauenbeauftrag- 
ten berührt, darf erst nach Ablauf der Widerspruchsfrist oder 
Bestätigung der Entscheidung ausgeführt an a 

$31 
Gleichstellungsstelle 

(1) Als Frauenbeauftragte werden eine Vertreterin des wis- 
senschaftlichen und künstlerischen Personals, eine Vertrete- 
rin der Mitarbeiterinnen im technischen und Verwaltı - 
dienst und eine Vertreterin der Studentinnen bestellt. 
besteht die ichkeit, daß sich die studentische Vertretung 
ihr Amt teilt. Die zentralen Frauenbea en arbeiten in der 
Gleichstellungsstelle. Die Frauenbeauftragten haben gleiche 
Rechte und ten und vertreten sich ker. i der 
Wahrnehmung ihrer re Sie geben eine Geschäfts- 
ordnung. In der Wahrne ihrer gesetzlichen Aufgaben 
werden sie von der Hochschulleitung unterstützt. Sie sind 
hinsichtlich der Erfüllung ihrer Aufgaben an fachliche Aufträ- 
ge und Weisungen nicht gebunden.   

(2) Die Frauenbeauftragte des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals wird von den Professorinnen, den 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen in 
der Frauenversammlung gemeinsam vorgeschlagen und von 
den Senatsmitgliedern der Professoren- und Mitarbeitergruppe 
gemeinsarmn bestellt. Die Frauenbeauftragten der MTV- ippo 
und der Studentinnengruppe werden jeweils von ihren $ta- 
tusgruppen in der Baer lversermlung vorgeschlagen 

von ihrer Statusgruppe im Senat bestellt. Wird das Amt 
einer Frauenbea en den Sätzen 1 und 2 nicht 
besetzt, entscheidet die Senatskommission für Frauenförde- 
rung und Gleichberechtigung über das weitere Verfahren. Die 
Möglichkeiten gemäß $ 100 Abs. 1 und 2 NHG, eine Frauen- 
beauftragte zu bestellen, bleiben in diesem Fall unbenommen. 
wo. ‚Amtszeit für die Benbesuftragte des wissenschaft- 

lichen und künstlerischen Personals und der Mitarbeiterin- 
nen im technischen und Verwaltungsdienst beträgt zwei 
Jahre. Bei Wiederwahl ist eine einjährige Amtszeit möglich. 
Die Amtszeit für die Frauenbeauftragte der studentischen 
Vertretung beträgt ein Jahr. 

(4) Der Gleichstellungsstelle wird zur Ertl ag ihres Auf- 
trages die notwendige Bel. und sächliche Ausstattung 
bereitgestellt. Die Präsidentin oder der Präsident stellt sicher, 

bei einer erforderlichen Freistellung der Frauenbeauftrag- 
ten die entsendenden Organisationseinheiten für die Dauer 
der Amtszeit einen gleichwertigen Ersatz erhalten. Die Präsi- 
dentin oder der Präsident sorgt für eine angemessene Vergü- 
tung der Studentinnen. ä 

832 © 
Rat der Frauenbeauftragten 

Alle Frauenbeauftragten einer Universität bilden zur gegen- 
seitigen Brig und Unterstützung den Rat der Frauen- 
beau! en. Sie stellen durch eine Ordnung ihre Vertretung 
sicher. Sie treten nach Bedarf, mindestens zweimal jährlich, 
zusammen. 

833 
Datenschutzbeauftragte oder Datenschutzbeauftragter 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Zustim- 
mung des Senats und des Personalrates eine Beauftragte oder 
einen Beauftragten für den Datenschutz (Datenschutzbeauf- 
tragte oder Datenschutzbeauftragter). Alle Angehörigen und 
Mitglieder der Universität können sie oder ihn in Angelegen- 
heiten des Datenschutzes anrufen. 

(2) Datenschutzbeauftragte sind bei der Wahrnehm ihrer ben weisungsunabhängig. Sie sind nur dem Senel 
enüber verantwortlich. Die Datenschutzbeauftragte oder 

er Datenschutzbeauftragte hat das Recht, in dringenden 
Fällen dem Senat zu berichten. Sie oder er erstattet in 
zweijährigen Abständen oder in außergewöhnlichen Angele- genheiten Bericht. Sie oder er nimmt die gesetzlich vorgesehe- nen Aufgaben wahr und hat dazu das Recht, alle erforderli. 
chen Unterlagen einzusehen und die entsprechenden Dienst räume zu betreten. Näheres wird durch eine Dienstanweisung “ 
geregelt. 

(3) Die Universität hat die Datenschutzbeauftragte oder den D: ftragten bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben zu unterstützen. Ihr oder ihm werden Personal, es Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung ellt. 

834 

Pressestelle 
Die Pressestelle der Universität ist der Präsidentin oder dem Präsidenten unmittelbar zugeordnet. Sie dient mit journalisti- scher Sorgfalt der Information der Öffentlichkeit ‘und der Kommunion Innemall pe Universität. Die Präsidentin er der Präsiden: chtet Senat einmal jährlich ü 

die Tätigkeit de Erg ern Senat einmal jährlich über 

I. Dezentrale Einrichtungen und ihre Organe 

$35 
Fachbereich 

(1) Der Fachbereich ist die organisatorische Grundeinheit 
der Universität. Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Universität und der Zuständigkeiten der zentralen Hochschul- 
organe sowie der gemeinsamen Kommission ist er in seinen Bohlen für die Erfüllung der Aufgaben der Universität in ne ung, Lehre, Studium und Weiterbildung verantwort- 

    

(2) Die Fachbereiche arbeiten bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben zusammen. Die Zusammenarbeit wird unbeschadet 
der Zuständigkeiten anderer Organe zunächst durch ‚gemein- 
same Beratung der Dekaninnen oder der Dekane verwirklicht. 

$ 36 

Organe des Fachbereichs 

(1) Organe des Fachbereichs sind der Fachbereichsrat, 
die Dekanin oder der Dekan, die Habilitationskommissionen, 
die Promotionsausschüsse und die Hochschulprüfungsaus- 
schüsse. 

(2) Der Fachbereichsrat entscheidet in allen Angelegenhei- 
ten des Fachbereichs, soweit durch Gesetz oder Grundord- 
nung nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Die Dekanin oder der Dekan vertritt den Fachbereich, 
entscheidet in den ihr oder ihm durch Gesetz übertragenen 
Angelegenheiten und führt die laufenden Geschäfte. Ihre oder 
seine Amtszeit beträgt zwei Jahre; der Fachbereichsrat kann 
mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließen, 
daß die Amtszeit ein Jahr beträgt. 

(4) Die Dekanin oder der Dekan wird von den Vorgängerin- 
nen und Vorgängern im Amt, soweit sie dem Fachbereichsrat 
angehören, in rücklaufender Reihenfolge vertreten. Gehört 
keine der Amtsvorgängerinnen oder keiner der Amtsvorgänger 
dem Fachbereichsrat an, so obliegt die Vertretung den ü rigen 
a en an Professorinnen und Professoren im Fach- a in der Reihenfolge des Dienstalters 

837 ' 
Studienkommission 

(1) Der Fachbereichsrat bildet eine Studienkommission, die 
insbesondere Empfehlungen für Studiengänge und Studien- 
rogramme, Prüfungs- und Studienordnungen sowie die Er- 
Augen zu den Studienordnungen und Studienpläne 
erarbeitet. 

(2) Der Fachbereichsrat kann für jeden Studiengang eine 
Studienkommission bilden, die die Aufgaben nach Absatz 1 
für den jeweiligen Studiengang wahrnimmt. 

(3) Der Fachbereichsrat legt die Zahl der Mitglieder und die 
Stärke der Gruppenvertretungen so fest, daß die Arbeitsfähig- 
keit gesichert und gleichzeitig die unterschiedlichen Interes- 
sen repräsentiert sind. 

(4) Den Vorsitz führt die Dekanin oder der Dekan oder ein 
auf Vorschlag der Dekanin oder des Dekans vom Fachbe- 
reichsrat bea, es Mitglied des Fachbereichs. 

N $38 

Dezentrale Frauenbeauftragte 

Die dezentralen Frauenbeauftragten der Fachbereiche, Zen- 
tralen Einrichtungen, ICBM und die Frauenbeauftragte der 
Zentralverwaltung nehmen ihre gesetzlichen Aufgaben wahr. 
Sie werden dafür in angemessener Weise von ihren Dienstauf- 
gaben freigestellt. Wenn das Amt von einer Studentin besetzt 
wird, sorgt der Fachbereich für eine angemessene Vergütung. 

839 

Wissenschaftliche Einrichtungen und ihre Organe 

(1) Unter der Verantwortung und auf Antrag des Fachbe- 
reichs kann der Senat unter Festlegung von Aufgaben und 
Ausstattung eine wissenschaftliche Pinrichtung errichten. 

(2) Die wissenschaftliche Einrichtung wird von einem Vor- 
ee der in der Regel aus sieben Mitgliedern besteht. 

Vier Mitglieder gr der Professorengruppe an und jeein 
N gehört der En DDe, er MTV-Gruppe und 
der Studentengruppe an. Wenn der Sitz einer nichtprofessora- 
len Statusgruppe nicht besetzt werden kann, so wird die 
Anzahl der Sitze der Professorengruppe entsprechend verrin- 
en Dem Vorstand können auch weniger als vier Mitglieder 
er ne angehören; gehören dem Vorstand we- 

niger als drei Angehörige der Professorengruppe an, sind ihre 
Stimmen so zu ers daß sie die Mehrheit bilden. Im 
übrigen gibt bei Stimmengleichheit die Stimme der Direktorin 
= des neben den mac en Em Heel, 

en Einrichtung tätigen Angehörigen der essorengruj 
und die übrigen ae des Vorstandes wählen dr 
Mitte der stimmberechtigten Mitglieder der Professorengrup 
ee die geschäftsführende Leitung (Direktorin Ber 

irektor). 

  
  

(3) Im Rahmen der Beschlüsse des Vorstandes und in 
Abstimmung mit ihm vertritt die geschäftsführende Leiterin 
oder der geschäftsführende Leiter die wissenschaftliche Ein- 

richtung, ihre laufenden Geschäfte und nimmt ihre oder 
seine Zuständigkeiten in Personal- und Organisatio; ele- 
genheiten wahr. Der geschäftsführenden Leiterin oder dem 
eschäftsführenden Leiter obliegt die Koordination mit dem 
achbereich, insbesondere d rechtzeitige Unterrichtung 

der Dekanin oder des Dekans. ab ya un un 
4) Die nicht zum Vorstand gehörenden essorinnen 

ne: sowie — je nach Größe der wissenschaftli- 
chen Einrichtung — ein bis zu zwei Angehörige der Mitarbei- 
tergruppe, der MTV-Gruppe, der in der wissenschaftlichen 
Rurichkune tätigen Kassier (studentische Hilfskräfte) 
und Vertreterinnen und Vertreter der Fachschaft nehmen an 
den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil. 

(5) Die Sitzungen des Vorstandes sollen rechtzeitig unter 
Mitteilung der vorgeschlagenen Tagesordnung fachbereichsöf- 
fentlich bekanntgemacht werden; entsprechendes gilt für sei- 
ne Beschlüsse und Empfehlungen. Der Vorstand soll bei 
seinen Sitzungen die Fachbereichs-Öffentlichkeit zulassen, 
sofern dem nicht Rechtsgründe entgegenstehen. 

840 

Besondere Verfahrensregelungen 
in wissenschaftlichen Einrichtungen 

1) Die geschäftsführende Leiterin oder der geschäftsführen- 
el Beruft eine Versammlung der in der wissenschaftli- 

chen Einrichtung tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie der F: svertreterinnen und Fachschaftsvertreter 
der zuständigen Fachschaft mindestens einmal im Semester 
ein, darüber hinaus auch auf Antrag eines Drittels der Vertre- 
terinnen und Vertreter der Mitarbeitergruppe oder der für das 
Institut zuständigen Fachschaft und vor der Beratung wichti- 
er Angelegenheiten der wissenschaftlichen Einrichtung im 

Var Sec N 

2) Die Versammlung kann in allen Angelegenheiten der 
Mn re Einrichtung Empfehlungen beschließen. 
Die Versammlung wird über alle Angelegenheiten der wissen- 
schaftlichen Einrichtung durch die geschäftsführende Leiterin 
oder den geschäftsführenden Leiter unterrichtet, sofern dem 
nicht Ze nn entgegenstehen. 

(3) Die näheren Bestimmungen zu den Verfahrens- und 
isationsangelegenheiten trifft eine vom Fachbereichsrat 
ehe ne: 

5841 

An-Institute 

Der Senat kann auf Antrag eines Fachbereiches mit Zustim- 
mung det Hochsthalleitune eine wissenschaftliche Einrich- 
tung außerhalb der Hochschule als Institut an der Universität 
(An-Institut) befristet anerkennen, wenn diese Einrichtung 
wisse ichen Einrichtungen der Hochschule gleichwer- 
tig ist und die Wahrnehmung der Hoch sel utgebone fördert. 
Näheres regelt eine vom Senat zu beschließende ung. 

542 
Zentren, Forschungsschwerpunkte, Graduiertenkollegs 

(1) Die Universität kann Zentren, Forschungsschwerpunkte 
und Graduiertenkollegs bilden, die fachübergreifende und in- 
terdisziplinäre Aufgaben in Forschung und Lehre, Studium 
und Weiterbildung, insbesondere zur Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses oder zur Förderung der Zusam- 
menarbeit mit anderen wissenschaftlichen ichtungen 
oder mit der beruflichen Praxis wahrnehmen. . 

2) Das Nähere regelt eine vom Senat zu beschliei je 
Ps hr Für die Leitungen gilt $ 39 entsprechend. 

Vierter Abschnitt 

543 
Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger 

Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren 

(1) Zu Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürgern der Universität 
kann der Senat Personen ernennen, die sich besondere Ver- 
dienste um die Universität erworben haben und dadurch ihre
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Duni he baben. Die Ernennung erfolgt auf Grund Dritte Änd ü 

Senats, auf Vorschlag riet ne 
ne die Festsisllung Nena er auf gnung und die g für den Studi 

Senat zu der ange @neitung Das Nähere regelt eine vom „Weiterbildende Studien im Lehrgebiet Technik“ ner Neufnscung dor Niderächsischen a ein u der Car] von Ossietzky Universität Oldenburg Sonderurlaubsverordnung und zur Änderung 
„Zu Sen ann ui ae an E; Ei der Verordnung über die Arbeitszeit 
= . Von Kr ce + k er N uam der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen 

-- z für die Interessen der Universität in besonderem Bezug: Bek. v. 15. 7. 199 geändert 
trend Unna Mur eis zuie RN Vom 11. Dezember 1997 

gefördert haben, Das Ni Bee gerri ro . v. 17. 8. 1995 (Nds. MBl. S. 1100) ne Hew en. ka e u Auf Grund des $ 80 Abs. 5 und des $ 99 Abs. 2 und 3 in 8. als Aktive oder Akliver bei 
: un Bende Ord | ähere Sena| „Die Universität. Ienburg hat die in der Anlage a erbindung mit $ 268 a des Niedersächsischen Beamtengeset- a) Ol ischen Spiel öri 

i . druck e Änderung BE Ordnung über die Feststellung zes (NBG) in der Fassung vom-11. Dezember 1985 (Nds. GVBl. Dr 

Hc pP innen und Honorarprof: bilde Ps ai d die Zulassung für den Studiengang „Weiter. S. 493), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geselzes vom bier Te 
p n * s * Lu * a i i i „Zu Hanremttern nn ker R a 7 = em Be re die ich 5. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 244), wird verordnet: b) men} Del Or Europameisterschaften oder Eu- 

es zuständigen Fachbereichs und nach S ' ikel II / Bit nenne ol a Be ee dee b na . 29), zuletzt geändert durch Artik a: ts von der Prätdenin ode, dem ‚om e 2 es Bi, Kae ” Karesme. Artikel 1 c) internationalen sportlichen Länderwettkämpfen, 

eines ichs d „ehr i. V.m. Abs. i 11.1.199. } een. | 810 ade A id en Naeh ern ee nee, al. es tze: 0 

an Professoı n und Professoren zu Bi 20. 11. 1995 (Nds. GVBl. S. 427), genehmigt habe. oe Idee der I | Kae ee L., 
En: ni rue Be und eine entsprechende Benennung 

Ä unge: n ein a 

3 vn d, ‚hen eh u wi fahrung an einer : — Nds. MBl. Nr. 44/1997 S. 1871 ® Ve Vai 
ke t sind, an der Erfüll een | | 

en TR. Kabegnng an ungs Ban 9. von en Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

‚azurken. N e Verordnung regelt den Sonderurlaub für Beamtinnen zur Durchführung der sportlichen Veranstalt d „ab: Bin ar Id Von au 6 } € und Beamte im Sinne des 5-1 NBG. Deutschen und Niedersächsischen Turnostes, en Rene 
aachen Je fäl "7 | tun und a entsprechende Benennung durch den Deutschen Turner- 
Sen Skrfeh, ie a Ft _ a E lage Bund oder den Niedersächsischen Turner-Bund erfolgt ist. 

Sr der men la innen Kg Sn e 
i e Honorarprofessorinnen und Ho De a ee aan - ei 

3 en Du. Neiterbi v "Lehrgebiet T rlaub für Aus- und Fortbild 

pe here cl gehalten, in ihrem Fachbereich Lehrver- 7 Carl von Ossietzky Universität Oldenburg Bayer Sportveranstallungen. Urlaub für Zwecke d “ k | au wecke der Gewerkschaften, Partei 

(4) Die Honorarprofessorinnen und H Abschnitt I Urlaub unter Weitergewäl ü i EL ande | Ei i 2 gewährung der Bezüge kann, DE NEAL- 

Masken le abilitationen, Front re ir über die Feststellung der Eignung und die Eee Gründe nicht entgegenstehen, er teilt Märden für an m ae min 

Ferenc Maßgabe der hierfür geltenden Ord- Lehrgebiet Techn m angans rered ee a En i = = . Be nn 

| ung „Weit dende Stu en, wenn dringende dienstliche Gründe ni - 

ee a n unbeschadet weitergehender gesetz De Ey Bek BR 7 er l. S. 806). Da Mi Ai ber na Poren Tagungen sowie an beruflichen ea u lu Der an 

ungen widerrufen werden, 3 - ‚änder Bek. . 8. 1995 (Nds. MBl. $. s- und Fortbildungsveranstallungen, EEE 

waren u oder ein Honorarprofessor nicheugie EN folgt geändert: S. 1100), me für die dienstliche Tätigkeit ee arnan Dans lzunBess nee Bundes Landae, Bezirke alar reis, ae Sn ne En ee ’ vorstandes einer Gewerkschaft oder eines Berulsverbandes 
Kung gemäß Absatz N. 5 erei Itund as sehen. 2. an Prüfungen (Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen) als Mitglied des Vorstandes, 

: tzun- 2 wei iD „1. 2. 1996“ durch das Datum nach einer Aus- oder Fortbildung im Sinne von Num- 2 nn Te ee mer; ee oder De ek Abe ; -, Landes- oder i 

Ei „un Zahl a ananden Bewerberinnen u 3. an Veranstaltungen der politischen Bildung, wenn Vorstandsimitglied oder als Delegierte Br rer ® 

neben izupungsg ne . 1 Satz 2 NHZG auf insgesamt de y l Ä su ec li nach $ 1 Buchst. a 9 er eek \ Bart : Ge ee ka i owie des ewerksclı; r B ä 

6 20 der bis zum Inkrafttreten d h at folgt geändert: en er za un | 4, un be sin meinen ne hen e une ung des Niedersächsischen Bildu ? . an Beteiligungsgesprächen nach $ 104 NBi - 

a ne De des 2 2 enden Datum „15. 11. 1997“ ng 11. 1995“ durch das e © laubsgesetzes erfüllt sind oder a handlungen über Vereinbarungen nach $ 01 des Nieder 

en Präsidenten weiter. b) ae ‚ letzter Spiegelstrich, wird die Verweisun, Me a oe ni End esclk ap die eier ml Gewerke Brand 

Br diesem “ a : : pie wir Verve politische ER a a einer beteiligten Gewerkschaft oder eines Berufsverbandes. 
_ ae de jeweiligen Land besonders förderungswürdig sind; Iım BR des Satzes 1 Nr. 3 wird Urlaub unter Weilergewäh- | | | i er Bezü a Be : 

Bee eg tritt am Tag nach ihrer Bekannt- Diese Änd: Abschnitt II & Si Fa ae Ausbildung zur Jugendgruppenleiterin maums orte. EM Er a ER rung trft nach {hier Genehmigi ler zum Jugendgruppenleiter, die von Trägern der öffent- 

Ten een Mepen de | werden, a Grande ten td . ugen ü vr ı ı j 

22.7. 1996, Nds. MBl. S. 1333) außer Kraft. Bek. vom trier een nn ea di Teilnahme Blase 3 AEG HS Waplbergenn 
5. an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Fortbi ü np nlene. LündesL Hl i 

die Mitarbeit in Ribrichtungen de er ee des Vortandn; en 
er ef Ben oder finanzhilfeberechtigten Landes- 2. an Bundes- oder Land teil ls Mitgl 

sationen oder Landeseinrichtungen durchgeführ! | i de a en geführt standes oder als Delegierte oder als Delegierter; 

ER kl ksikelich i ’ 3. an Sitzungen der Verfassungsorgane, kirchlichen Geric! 
ing eher ischen Arbeitstagungen im oder überörtlichen Verwaltungsgremien De Karcher car 

Rahm h i vergleichbarer Gremien der sonstigen öffentlich-rechtli- 
7. an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Ausbildung oder chen Religionsgesellschaften als Mitglied des Organs oder 

Fortbildung von Sportübungsleiterinnen oder - Sport- Gen 
übungsleitern und Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern in 4. an überörtlichen T: i 
den Bezirks-, Landes- und Bundessportverbänden, die vom Srölt lich, EEE Te ech arg der ya elkuht er en Religionsgesellschaften als Delegierte 
DER BR Pal irganisalinnen durchaelhn oder Delegierter der Kirchenleitung oder der obersten Lei- 

tung der Religionsgesellschaft oder als Mitglied eines Ver-   werden; waltungsgremiums;        


